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I. Entwicklung der Rehabilitation und 
der Rechte schwerbehinderter Men-
schen 

Das soziale Entschädigungsrecht hat mehr 
als 80 Jahre lang dazu beigetragen, die Lei-
den der Menschen zu lindern, deren Integri-
tät und Gesundheit überwiegend im Wehr- 
und Kriegsdienst geschädigt wurde. Das 
Entschädigungsrecht hat auch in unruhigen 
Zeiten dazu beigetragen, den sozialen Frie-
den zu sichern. Soll auch das Ziel des 
SGB IX, Menschen mit Behinderungen ohne 
Einschränkung am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben zu lassen, erreicht werden, dann 
wird man nach neuen Lösungen suchen 
müssen.1  

                                                
1 Der Text ist Teil eines umfangreichen Aufsat-
zes, der in dem Band „Klaus-Dieter Thomann, 
Eberhard Losch, Petra Nieder (Hrsg.): Begutach-
tung im Schwerbehindertenrecht (Grundlagen/ 
Begutachtungsrichtlinien/ Versorgungsmedizin-
Verordnung“ (ISBN: 978-3-943441-02-4) auf den 
Seiten 21–66 publiziert ist. Dieser ist außerdem 
Grundlage eines Vortrages, den der Autor am 
14.06.2012 in Frankfurt am Main auf der Tagung 
„Schwerbehindertenrecht: Erreichtes wahren – 
die Zukunft gestalten“ gehalten hat. Einen Bericht 

Überblickt man die Entwicklung der Rehabili-
tation von Menschen mit Behinderungen 
vom Ende des 19. Jahrhunderts bis in die 
Gegenwart, dann fällt auf, dass bis in die 
50er Jahre des 20. Jahrhunderts Menschen 
mit körperlichen Beeinträchtigungen im Zent-
rum des Interesses standen. Erst danach ge-
langten auch andere Gruppen ins Blickfeld 
der Gesellschaft und der medizinischen Pro-
fessionen. 

II. 1880–1914: Von der „Krüppelzäh-
lung“ zur Gründung erster Rehabilita-
tionszentren 

Die Wurzeln der Rehabilitation von Men-
schen mit Behinderungen reichen viele 
Jahrhunderte zurück, die Geschichte war wi-
dersprüchlich und wechselvoll, sie war von 
Ausgrenzung und Integration gezeichnet 
(Seidler 1988; Stiker 1999; Stadler et al. 
2004; Poore 2007). Neben den Kirchen 
prägten die Hospitäler die Städte der frühen 
Neuzeit, sie sind Ausdruck praktischer christ-

                                                                        
dieser Tagung finden Sie als Beitrag D12-2012 
auf der Seite www.reha-recht.de. 
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licher Nächstenliebe und sozialer Verantwor-
tung. Mit der Industrialisierung und Verstäd-
terung des 19. Jahrhunderts entstanden 
neue gesundheitliche und soziale Probleme, 
die mit dem bisherigen Instrumentarium nicht 
mehr gelöst werden konnten. In den Städten 
nahm die Zahl unversorgter Kranker und 
Behinderter zu. Menschen mit körperlichen 
und mentalen Behinderungen fanden hier 
kaum Arbeit. Die 1884 eingeführte Kranken-
versicherung kam nicht für die Behandlung 
von Behinderungen auf. In der zweiten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts übernahmen die 
evangelische Diakonie und die katholische 
Caritas auf Wunsch städtischer Armenämter 
die Pflege Behinderter.  
Der Berliner Kinderarzt und Orthopäde Kon-
rad Biesalski griff den Gedanken auf, alle 
unversorgten körperlich behinderten Kinder 
zählen zu lassen. Er konnte die zuständigen 
staatlichen Instanzen dafür gewinnen, eine 
„Krüppelzählung“ im gesamten Deutschen 
Reich durchführen zu lassen. Diese sollte – 
ebenso wie die früheren Statistiken – die Öf-
fentlichkeit aufrütteln und die staatlichen In-
stanzen auf die Behinderten aufmerksam 
machen. Biesalski formulierte eine Petition, 
die an den Reichskanzler weitergeleitet wur-
de. Er verwies darauf, dass ein großer Teil 
der Krüppel „erwerbsfähig gemacht und in 
demselben Maß die Armenpflege entlastet 
werden“ könne. Je kürzer und je griffiger 
Biesalski zu erklären versuchte, was ein 
Krüppel sei, desto deutlicher trat die ökono-
mische Komponente hervor. In den Mittel-
punkt seiner Argumentation stellte Biesalski 
den einprägsamen Spruch: „Der Krüppel soll 
aus einem Almosenempfänger zu einem 
Steuerzahler werden“ (Biesalski 1910, 
S. 13).  
Nach gründlicher Vorbereitung wurden am 
10. Oktober 1906 alle körperbehinderten 
Kinder bis zum 15. Lebensjahr gezählt.  
Die Zählung rückte schlagartig die Situation 
behinderter Menschen in das Blickfeld der 

Öffentlichkeit. Biesalski2 verfolgte mit ihr so-
zialpolitische Ziele. Sein Bestreben war es, 
„aus der Statistik so viel zu machen, als 
nach Lage der Sache möglich war“.  
Für den heutigen Leser ist der Begriff der 
„Krüppelfürsorge“ befremdlich und diskrimi-
nierend, dahinter stand jedoch der Gedanke 
einer umfassenden Rehabilitation. Aus der 
Vielzahl der nach der Zählung gegründeten 
„Krüppelheime“ gingen Universitätskliniken 
hervor. Es handelte sich um komplexe Re-
habilitationseinrichtungen, in denen Kinder 
medizinisch behandelt, pädagogisch geför-
dert, beschult und später für einen Beruf 
ausgebildet wurden. 

III. 1914–1932: Ausbau und Krise des 
Sozialstaats 

Bereits Ende 1914 wurden die orthopädi-
schen Kliniken zu Reservelazaretten umge-
staltet. Ziel der Behandlung war die best-
mögliche Wiederherstellung, damit der ver-
wundete Soldat entweder wieder an die 
Front zurückkehren oder eine berufliche Tä-
tigkeit aufnehmen konnte. Auch hierbei spiel-
te Konrad Biesalski eine wesentliche Rolle. 
Er übertrug das erfolgreiche Modell der Re-
habilitation der Kinder auf die Kriegsbeschä-
digten.  
Durch die große Zahl der Kriegsbeschädig-
ten wurde das Nachkriegsdeutschland vor 
völlig neue sozialpolitische Aufgaben ge-
stellt. Gesetzgeberisch sollte sich das Früh-
jahr 1920 als außerordentlich produktiv und 
historisch prägend erweisen. Am 20. Mai 
wurde das Preußische Krüppelfürsorgege-
setz verabschiedet, ein Rehabilitationsge-
setz für Kinder und Jugendliche, das allen 
Körperbehinderten bis zum 15. Lebensjahr 
unentgeltliche medizinische Behandlung, 
pädagogische Förderung, Beschulung und 

                                                
2 Weitere Informationen zum Wirken von Konrad 
Biesalski finden Sie im Original auf den Seiten 29 
und 30. 
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eine Berufsausbildung garantierte. Das Ge-
setz kann als bahnbrechend bezeichnet 
werden, weltweit gab es hierfür keine Vorbil-
der, inhaltlich wirkte es bis zur Verabschie-
dung des Körperbehindertengesetzes im 
Jahre 1957 nach. Wenige Tage zuvor, am 
12. Mai, war das Gesetz über die Versor-
gung der Militärpersonen und ihrer Hinter-
bliebenen bei Dienstbeschädigung (Reichs-
versorgungsgesetz, RVG) verabschiedet 
worden. Auch dieses Gesetz wirkt bis heute 
nach. Die Grundstrukturen wurden vom 
Bundesversorgungsgesetz des Jahres 1952 
übernommen, selbst im SGB IX finden sich 
Elemente des Gesetzes wieder.  
Nachdem bereits im September 1920 (RGBl. 
1920, S. 1633) auf dem Verordnungsweg ei-
ne sogenannte „Knochentaxe“ erlassen wor-
den war, erschien 1921 die erste Fassung 
der „Anhaltspunkte für die ärztliche Beurtei-
lung der Erwerbsfähigkeit nach dem RVG“.  
„Wertvolle“ und „minderwertige“ Menschen 
mit Behinderungen – Sozialdarwinismus und 
Weltwirtschaftskrise prägen die sozialpoliti-
sche Diskussion.  
Als Ende der zwanziger Jahre die Weltwirt-
schaftskrise auch Deutschland in eine 
schwere Depression stürzte, kürzten die 
Kommunen und Armenverbände ihre Zah-
lungen und hinterfragten die Notwendigkeit 
der Anstaltsunterbringung.  
Die drastischen Kürzungen der finanziellen 
Ressourcen von Wohlfahrtsverbänden ge-
fährdeten auch die Existenz der Kliniken und 
Heime. In dieser Situation sahen sich die 
Ärzte zum Gegensteuern gezwungen. So 
verabschiedeten die Orthopädische Gesell-
schaft und die Vereinigung für Krüppelfür-
sorge ein Notprogramm, um wenigstens den 
Kernbereich der Einrichtungen zu sichern. 
Die Konzentration auf heilbare Kranke 
grenzte einen großen Teil der Behinderten 
von der öffentlichen Fürsorge aus. 

IV. 1933–1945: Zwischen Ausschöpfung 
des Arbeitskräftepotentials und der 
Ermordung behinderter Menschen 

1932 verabschiedete der preußische Lan-
desgesundheitsrat einen Gesetzentwurf, der 
die Sterilisierung bei „Erbkrankheiten“ auf 
freiwilliger Basis ermöglichen sollte. Die 
nationalsozialistische Regierung übernahm 
den Entwurf, veränderte ihn nur geringfügig 
und machte aus der Kann- eine Sollbestim-
mung (Gütt et al. 1934).  
Die Nationalsozialisten setzten die schon 
seit langem geforderte selektierende Fürsor-
ge um. Die sozialen Leistungen sollten der 
„erbgesunden“ und leistungsfähigen Familie 
zu gute kommen, während „eine Verminde-
rung der Lasten [Ausgaben] für Minderwerti-
ge und Asoziale“ angestrebt wurde. Anfäng-
lich sah es so aus, als richte sich die natio-
nalsozialistische Politik unterschiedslos ge-
gen alle Gruppen behinderter Menschen.  
Da die Körperbehinderten mit relativ gerin-
gen Mitteln zu rehabilitieren waren und be-
ruflich leicht eingesetzt werden konnten, 
bemühten sich Heimleitungen und Ärzte, die 
Nationalsozialisten und die Öffentlichkeit da-
von zu überzeugen, Leistungen für Körper-
behinderte nicht einzuschränken.  
Bis 1945 stand die Rehabilitation Körperbe-
hinderter im Dienst der restlosen Ausschöp-
fung des Arbeitskräftepotentials.3 

                                                
3 Zum Verlauf der damaligen Diskussion über 
den Nutzen der Behandlung und die Ausbildung 
von Körperbehinderten sowie zum Aufkommen 
des Begriffs „Körperbehinderter“ vgl. im Original 
S. 39 ff. 
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V. 1945–1956: Integration der Kriegsbe-
schädigten 

Bis 1945 galten für die Kriegsbeschädigten 
die gesetzlichen Reglungen des Reichsver-
sorgungsgesetzes (in der Fassung vom 
1. April 1939), doch nach Ende des Krieges 
blieb offen, was mit den Kriegsbeschädigten 
geschehen solle. Die Alliierten lösten die 
Nationalsozialistische Kriegsopferversorgung 
(NSKOV) auf. Allerdings konnten sie sich 
nicht auf ein einheitliches Vorgehen eini-
gen4. Die Kriegsopferversorgung wurde der 
Sozialversicherung zugeordnet, die Versor-
gungsverwaltung in die Landesversiche-
rungsanstalten integriert. Damit waren die 
Kriegsopfer den Zivilbeschädigten gleichge-
stellt.  
Nach der Gründung der Bundesrepublik im 
Jahre 1949 war der Weg für eine Neuord-
nung der Kriegsbeschädigtenfürsorge frei. 
Die Kriegsopferversorgung sollte nur das 
absolute Existenzminimum der vollständig 
erwerbsunfähigen Kriegsbeschädigten si-
chern. Im März 1950 wurde das Bundesge-
setz zur Verbesserung von Leistungen an 
Kriegsopfer verabschiedet, im Oktober des-
selben Jahres das Bundesversorgungsge-
setz (BVG)5. Das BVG knüpfte an „die be-
währten Grundsätze des Reichsversor-
gungsrechts“ an.  
1953 wurde die Schwerbeschädigtenfürsor-
ge vereinheitlicht. Neu eingeführt wurde eine 
Ausgleichsabgabe. Dank des Wirtschafts-
aufschwungs löste sich das Problem der be-
ruflichen Integration der Schwerbehinder-
ten6. Gesetzesentwürfe der SPD aus den 
Jahren 1953 und 1961, in denen vorgesehen 
war, den geschützten Personenkreis auf 

                                                
4 Vgl. zu den Entwicklungen, die der Auflösung 
NSKOV in den Besatzungszonen folgten, vgl. im 
Original S. 44 f. 
5 Vgl. zu den politischen Zielen des Gesetzes im 
Original S. 46 f. 
6 Zur Bedeutung, die gerade der beruflichen In-
tegration beigemessen wurde vgl. S. 49 f. im Ori-
ginaltext. 

auch die nicht im militärischen Dienst oder 
durch den Krieg zu schaden gekommenen 
Schwerbehinderten auszudehnen, wurden 
abgelehnt. Das Schwerbeschädigtengesetz 
müsse als „Kriegsfolgegesetz“ angesehen 
werden, dessen Zweck es sei, die „körper-
beschädigten Kriegsopfer möglichst schnell 
und umfassend in das Wirtschafts- und Ar-
beitsleben einzugliedern“ (Regierungsent-
wurf zum Änderungsgesetz 1961; Cramer 
1998, S. 6).7  
Für die Begutachtung und Einschätzung der 
Kriegsbeschädigten wurden nach Verab-
schiedung des BVG wiederum „Anhaltspunk-
te für die ärztliche Gutachtertätigkeit im Ver-
sorgungswesen“ durch das Bundesministeri-
um für Arbeit herausgegeben. Die „Anhalts-
punkte“ gaben bis Ende 2008 den rechtlich 
verbindlichen Rahmen der gutachterlichen 
Einschätzung nach dem Versorgungsrecht 
und – seit 1974 – auch nach dem Schwer-
behindertenrecht vor. Im Januar 2009 trat 
die anfänglich kaum veränderte „Versor-
gungsmedizin-Verordnung“ an ihre Stelle. 

VI. 1957–1973: Konzepte der Rehabilita-
tion 

1957 veröffentlichte das Bundesministerium 
für Arbeit einen Band, der dazu dienen soll-
te, „die weitere allgemeine Entwicklung in 
der Bundesrepublik zu fördern“. Wenig spä-
ter erschien eine von dem Neurologen Kurt-
Alfons Jochheim verfasste Monographie 
über die „Grundlagen der Rehabilitation in 
der Bundesrepublik Deutschland“. Jochheim 
setzte sich vehement für die Einführung des 
Begriffs Rehabilitation ein. Trotz anfänglicher 
Widerstände setzte sich der Begriff Rehabili-
tation durch. Die Bezeichnung war umfas-
sender als „Wiedereingliederung“ und zielte 
auf die soziale und gesellschaftliche Integra-
                                                
7 Im Originaltext finden Sie auf den Seiten 
S. 51 ff. Informationen zur medizinischen Betreu-
ung und den sportlichen sowie politischen Aktivi-
täten der Kriegsbeschädigten.  
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tion. Darüber hinaus war sie frei von jegli-
cher Diskriminierung und historischen Belas-
tung. Der „Rehabilitand“ war Subjekt und 
musste aktiv den Rehabilitationsprozess un-
terstützen, dagegen blieb der von der Für-
sorge betreute Behinderte ein Objekt gutge-
meinter Zuwendung.8 

VII. 1974–2001: Entwicklung des Schwer-
behindertenrechts bis zum SGB IX 

Knapp 30 Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs nahm die Sozialpolitik die Vorga-
ben aus dem gesellschaftlichen Umfeld auf. 
Die Beschränkung der Aufmerksamkeit auf 
Körperbehinderte und Kriegsbeschädigte 
deckte das Spektrum der Aufgaben der Re-
habilitation nicht mehr ab (Blumenthal et al. 
2009). In der Regierungserklärung vom Ok-
tober 1969 hatte die Bundesregierung ange-
kündigt, Behinderten neue berufliche und 
gesellschaftliche Chancen zu eröffnen. 1970 
legte die Regierung ein „Aktionsprogramm 
zur Förderung der Rehabilitation der Behin-
derten“ vor. Wichtigstes Ziel der in Aussicht 
gestellten Gesetzesnovelle sei es, „allen 
schutzbedürftigen Behinderten die Hilfen des 
Schwerbeschädigtengesetzes zu eröffnen“. 
Deshalb sollten in den geschützten Perso-
nenkreis alle Behinderten einbezogen wer-
den, die in ihrer Erwerbsfähigkeit nicht nur 
vorübergehend um 50 Prozent gemindert 
waren (Bundesminister für Arbeit und Sozi-
alordnung 1972, S. 32).  
Das „Gesetz zur Sicherung der Eingliede-
rung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und 
Gesellschaft“ trat am 1. Mai 1974 in Kraft. Es 
enthielt u. a. die erwähnte Ausweitung des 
geschützten Personenkreises auf alle Be-
hinderten, der Kündigungsschutz für Behin-
derte wurde verbessert und das Mitbestim-
mungsrecht der Betroffenen erweitert.  

                                                
8 Der Autor gibt im Original ebenso einen kurzen 
Überblick über die Entwicklung in der DDR 
(S. 56) 

Die Weiterentwicklung des Schwerbehinder-
tenrechts gestaltete sich nicht konfliktfrei. 
Anfang der 80er Jahre wurden in der Öffent-
lichkeit Forderungen nach einer grundlegen-
den Neugestaltung des Schwerbehinderten-
rechts erhoben. Ein Regierungsentwurf zum 
Schwerbehindertenänderungsgesetz sah die 
Einführung einer zeitlich begrenzten obliga-
torischen Überprüfung aller Feststellungsbe-
scheide vor, soweit sie lediglich nach Akten-
lage erfolgt waren. Nachdem sich der Bun-
desrat dagegen ausgesprochen hatte, wurde 
darauf verzichtet, diese Regelung in das Ge-
setz aufzunehmen.  
In den letzten Jahren erfolgte eine Vielzahl 
von Änderungen an dem Gesetzeswerk. Das 
am 1. Juli 2001 in Kraft getretene SGB IX 
übertrug das Benachteiligungsverbot gemäß 
Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes in 
die Sozialpolitik. Das Rehabilitationsrecht er-
fuhr eine Verbesserung und Vereinheitli-
chung. Das Gesetz stärkte die Selbstbe-
stimmung von Menschen mit Behinderun-
gen. Die „Träger der Sozialhilfe“ wurden als 
gleichberechtigte „Rehabilitationsträger“ an-
erkannt. Die Leistungsberechtigten erhielten 
ein Wunsch- und Wahlrecht eingeräumt, die 
zeitlichen Vorgaben für die Entscheidung 
über Rehabilitationsanträge wurden wesent-
lich verkürzt.  
Die Bundesregierung berichtete dem Bun-
destag im Dezember 2004 erstmalig über die 
Umsetzung des SGB IX. Dabei wurde der 
Paradigmenwechsel in der Politik für behin-
derte Menschen betont. Durch die Verlegung 
des Schwergewichtes auf die Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung behinderter 
Menschen habe das SGB IX auch internati-
onal Vorbildcharakter. Die praktischen Ände-
rungen des Behindertenrechts, insbesondere 
die Koordinierung der Leistungen der Reha-
bilitationsträger, und die bürgernahe Umset-
zung stehen im Vordergrund des Berichtes. 
Die Bundesregierung weist auf den engen 
Zusammenhang des SGB IX mit der interna-
tionalen Diskussion um den Behindertenbe-
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griff hin.  
Die Berücksichtigung der Beeinträchtigung 
der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
beachtet die internationale fachpolitische 
Diskussion im Rahmen der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) zur Weiterentwick-
lung der Internationalen Klassifikation der 
Schädigungen, Fähigkeitsstörungen und Be-
einträchtigungen (ICIDH) zur Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behin-
derung und Gesundheit (ICF), die nicht mehr 
die Orientierung an Defiziten, sondern das 
Ziel der Teilhabe an den verschiedenen Le-
bensbereichen (Partizipation) in den Vorder-
grund gerückt hat.  
Im Bericht weist die Regierung darauf hin, 
dass die Begutachtung von Anträgen auf 
Leistungen nach dem SGB IX auf den Krite-
rien der ICF aufbauen sollte (BT-
Drs. 15/4575, S. 3). Im Behindertenbericht 
2009 (Bundesregierung 2009) wurde die 
Anwendung der ICF bei der Feststellung von 
Behinderungen und der sich daraus erge-
benden Leistungsgewährung nicht wieder 
aufgegriffen.  
Nach geltender Rechtslage ist jede Behinde-
rung in Übereinstimmung mit der Versor-
gungsmedizin-Verordnung zu bewerten. Die 
Systematik dieser Verordnung beruht bis in 
die Gegenwart auf den „Anhaltspunkten für 
die ärztliche Gutachtertätigkeit“, einer bald 
einhundert Jahre alten Gliedertaxe, in der 
weniger die Funktionsbeeinträchtigung als 
der ideelle Verlust bewertet wird.9 

                                                
9 Weitere Anmerkungen zur ICF auf S. 60 des 
Originals. 

VIII. Aufgabe der Zukunft: Erhalt des sozi-
alen Entschädigungsrechts, Entwick-
lung eines Rechts, das die Inklusion 
von Menschen mit schweren Behin-
derungen in den Mittelpunkt stellt 

Die Intentionen von SGB IX und der ICF auf 
der einen und der Versorgungsmedizin-
Verordnung auf der anderen Seite sind nicht 
deckungsgleich. Zu diskutieren ist die Neu-
orientierung bei der Einschätzung von zivilen 
Behinderungen. Das Schwerbehinderten-
recht soll die Integration von Menschen mit 
Behinderungen fördern und Nachteile für Be-
troffene ausgleichen. Eine stärkere Fokus-
sierung auf diese Ziele würde unerwünschte 
Mitnahmeeffekte und Fehlallokationen derje-
nigen finanziellen Mittel vermeiden, die für 
Menschen mit schweren Behinderungen be-
stimmt sind. 
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Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag 
ist von großem Interesse für uns. Wir freuen 
uns auf Ihren Beitrag. 
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